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SORGERECHTSSTREIT

Elterliche Sorge gegen den ausdrücklich  
erklärten Willen eines 13-Jährigen?
|  Das Amtsgericht (AG) Frankenthal hat jetzt entschieden: Die elterliche Sorge kann gegen 
den ausdrücklich erklärten Willen eines 13-jährigen Kindes aufrechtzuerhalten sein, wenn 
eine ausreichende Kommunikationsbereitschaft und -fähigkeit der Eltern im Übrigen gege-
ben ist.  |

Was war geschehen?
Die Beteiligten sind die gemeinsam sorgeberechtigten Eltern eines 13-jährigen Kindes.  
Zwischen dem Kind und dem Antragsgegner bestand seit geraumer Zeit kein Kontakt mehr; 
jedenfalls seit ungefähr zwei Jahren ist der Kontakt gänzlich abgebrochen. Die Eltern kommu-
nizieren ebenfalls kaum miteinander, die Mutter hat die wesentlichen Entscheidungen für das 
bei ihr wohnende Kind in der Vergangenheit alleine getroffen. Die Kommunikation beschränkte 
sich im genannten Zeitraum auf Whatsapp-Chats. Der Vater zahlt für das Kind Kindesunterhalt. 
Die Mutter beantragte die Übertragung der alleinigen Sorge auf sich. Zum einen entspreche 
dies dem Wunsch des Kindes, zum anderen sei der Antragsgegner an dem Kind nicht interes-
siert und übe daher die elterliche Sorge faktisch nicht aus. Der Vater hat sich dem Antrag wider-
setzt. Er hat anerkannt, dass er sich zuletzt wenig um das Kind gekümmert hat, möchte aber an 
der elterlichen Sorge festhalten.

Das sagt das Amtsgericht
Das AG hat den Antrag auf Übertragung der elterlichen Sorge zurückgewiesen. Grundsätzlich 
gilt: Jeder Elternteil kann, wenn Eltern nicht nur vorübergehend getrennt leben und ihnen die 
elterliche Sorge gemeinsam zusteht, beantragen, dass ihm das Familiengericht die elterliche 
Sorge alleine überträgt. Dem Antrag ist stattzugeben, soweit zu erwarten ist, dass die Aufhe-
bung der gemeinsamen Sorge und Übertragung auf den Antragsteller dem Wohl des Kindes am 
besten entspricht.

Doch was, wenn einem Elternteil Gleichgültigkeit vorgeworfen wird? Dies kann nur Grundlage 
für eine gerichtliche Entscheidung der elterlichen Sorge werden, wenn der betreffende Eltern-
teil sich überhaupt nicht um das Kind kümmert. Mangelndes Engagement muss aber nicht zur 
alleinigen Sorge führen, wenn die Eltern sonst zusammenarbeiten können und das gebotene 
Maß an Gemeinsamkeiten und wenigstens ein gewisses Interesse für das Kind vorhanden ist. 
Ein Elternteil kann für die Entwicklung des Kindes zurücktreten und damit weniger wichtig blei-
ben, während der andere für die tägliche Erziehungsarbeit zuständig ist, ohne dass sich weitere 
Auswirkungen für die Entwicklung des Kindes ergeben. Oft haben sich die Eltern für dieses 
Modell schon vor der Trennung entschieden – dann treten ohnehin keine Änderungen ein.

Zurückhaltung ist nicht immer Verantwortungslosigkeit
Motivlage und tatsächliche Hintergründe entziehen sich einer Bewertung von außen fast zwin-
gend. Erkennbare Zurückhaltung ist kein Zeichen von Verantwortungslosigkeit. Verzicht für sich 
kann wohlbedacht sein, auch um gerade das Kind belastenden Streit zu vermeiden. Maßstab ist 
wie immer das Wohl des Kindes. 

Zeigt ein Elternteil aber nachhaltig kein Interesse an der Entwicklung des Kindes und pflegt 
keinerlei Kontakt zum Kind, sondern überlässt dem anderen Elternteil die Sorge mit allen Ent-
scheidungen alleine, dann stellt sich berechtigt die Frage, welche gemeinsame Sorge hier noch 
ausgeübt wird, sodass auf Antrag die Sorge auf den diese tatsächlich ausübenden Elternteil ggf. 
zu übertragen ist.
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Kooperationsbereitschaft war vorhanden
Vor diesem Maßstab sei die gemeinsame elterliche Sorge im vorliegenden Fall nicht aufzuhe-
ben. Zwar sei der Antragstellerin zuzugestehen, dass sich die Kommunikation auf ein Mindest-
maß beschränke. Allerdings hätten sich auch keine Umstände ergeben, zu denen etwa der  
Antragsgegner für die Ausübung der gemeinsamen elterlichen Sorge nicht zur Verfügung  
gestanden hätte. Eine gewisse aktive Grundverantwortung übe der Antragsgegner zudem  
dadurch aus, dass er den Kindesunterhalt regelmäßig bezahle. Schließlich ergebe sich aus den 
vorgelegten Chatverlaufsprotokollen, dass der Antragsgegner grundsätzlich an dem Kind  
Interesse gezeigt habe. Vor diesem Hintergrund könne von einer gänzlichen Gleichgültigkeit 
nicht ausgegangen werden, wenngleich die Tatsache, dass sich der Antragsgegner etwa zu den 
letzten Geburtstagen des Kindes nicht gemeldet habe, nachvollziehbar den Anschein einer  
Interessenlosigkeit erweckte.

Weiter sei zu berücksichtigen, dass sich keine zu entscheidenden Konflikte der Eltern in  
wesentlichen Belangen abzeichneten, der Vater sich in jeder Hinsicht kooperationsbereit  
erklärt habe und Entscheidungen von wesentlicher Bedeutung, die das Einvernehmen beider 
Eltern voraussetzen würden, nicht bevorstünden. In der Vergangenheit hätten die Eltern eine 
kindeswohldienliche Entscheidung praktizieren können.

Kindeswohl entscheidend
Die Aufrechterhaltung der gemeinsamen elterlichen Sorge sei auch vor dem Hintergrund gebo-
ten, dass sich das Kind in der persönlichen Anhörung ausdrücklich für die Alleinsorge der Mut-
ter ausgesprochen habe. Zwar sei der Wunsch des nun 13-jährigen Kindes grundsätzlich anzu-
erkennen. Indes komme ihm nicht die alleinige oder entscheidende Bedeutung zu. Denn es sei 
im Rahmen der persönlichen Anhörung offenbar geworden, dass das Kind aufgrund der Erfah-
rungen der letzten beiden Jahre von dem Antragsgegner enttäuscht sei, diesen indes jedoch 
nicht gänzlich und dauerhaft ausschließen möchte. Eine Auseinandersetzung mit dem Vater 
und der Vater-Sohn-Beziehung entspreche auch entwicklungspsychologisch der weiteren per-
sönlichen Entwicklung des Kindes am besten, sodass das Gericht die Beibehaltung der gemein-
samen elterlichen Sorge auch vor diesem Hintergrund als kindeswohldienlicher ansehe.

QUELLE  |  AG Frankenthal, Urteil vom 1.6.2021, 71 F 108/21, PM vom 17.6.2021

NOTARIELLE SCHEIDUNGSVEREINBARUNG

Vereinbarung über außergerichtliche Kosten  
präzise formulieren
|  Wollen Parteien festlegen, wer in welcher Höhe die außergerichtlichen Kosten trägt, kann 
dies in einem Vergleich berücksichtigt werden. Solche Regelungen müssen aber präzise for-
muliert sein, sagt jetzt das Oberlandesgericht (OLG) Brandenburg. Dasselbe gelte, wenn die 
Kostenfrage in eine notarielle Scheidungsvereinbarung einbezogen werden soll.  |

Die Eheleute hatten eine notarielle Scheidungsvereinbarung geschlossen. Diese hielt u. a. fest, 
dass die Kosten der beabsichtigten einverständlichen Scheidung von beiden Ehegatten zu  
gleichen Teilen getragen werden. Hierzu zählen allerdings nicht die außergerichtlichen Kosten. 
Um auch diese einzubeziehen, hätten die Eheleute eine (ausdrückliche) Regelung formulieren 
müssen, dass die vorgerichtliche Vertretung jeweils hälftig von beiden getragen wird. Das war 
nicht geschehen. Zum Zeitpunkt der Vereinbarung waren bereits außergerichtliche Anwalts
kosten angefallen.

QUELLE  |  OLG Brandenburg, Beschluss vom 25.3.2021, 9 WF 61/21, Abruf-Nr. 223041 unter www.iww.de
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MIETRÜCKSTÄNDE

Haftung nach Auszug aus der Ehewohnung
|  Paare mieten eine gemeinsame Wohnung meistens zu zweit. Beide Partner unterschreiben 
den Mietvertrag. Sie sind durch den Vertrag gemeinsam berechtigt und verpflichtet. Aber was 
passiert, wenn ein Partner auszieht? Mit dieser Frage hat sich jetzt das Oberlandesgericht 
(OLG) Oldenburg beschäftigt.  |

Der Ehemann war im Zuge der Trennung aus der Ehewohnung ausgezogen. Die Ehefrau und die 
drei − zum Teil volljährigen − Kinder verblieben in der Wohnung. In der Folge kam es zu Miet-
rückständen. Für diese haften bei einem gemeinsamen Mietvertrag grundsätzlich beide Ehe-
leute. Der Vermieter lehnte es auch ab, den Ehemann aus dem Mietverhältnis zu entlassen. Der 
Ehemann verlangte von der Ehefrau die Zustimmung zur Kündigung des Mietvertrags. Das 
lehnte die Ehefrau ab. Sie meinte, dazu nicht verpflichtet zu sein, solange die Ehe noch nicht 
geschieden sei.

Das Amtsgericht (AG) verpflichtete die Ehefrau, der Kündigung zuzustimmen. Nach Ablauf des 
Trennungsjahrs überwiege das Interesse des Ehemannes, aus dem Vertragsverhältnis entlas-
sen zu werden. Die Ehefrau legte gegen diese Entscheidung Beschwerde ein.

Das OLG bestätigte die rechtliche Bewertung des AG: Die Ehefrau müsse nach Ablauf des  
Trennungsjahrs an einer Befreiung des Ehemanns aus der gemeinsamen mietvertraglichen 
Bindung mitwirken. Dies gelte jedenfalls, wenn – wie hier – der in der Wohnung verbleibende 
Ehepartner nicht willens oder in der Lage sei, den anderen im Außenverhältnis zum Vermieter 
von Verpflichtungen freizustellen. Im konkreten Fall zahle der Ehemann bereits die nach  
seinem Auszug aufgelaufenen Mietschulden ab. Die Ehefrau könne auch nicht mit dem Argu-
ment gehört werden, der Ehemann habe die Familie „im Stich gelassen“. Sie habe nach dem 
Auszug während des Trennungsjahrs Zeit gehabt, sich eine andere, ihren Vermögensverhältnis-
sen angemessene, Wohnung zu suchen. Sie hätte darüber hinaus nach dem Trennungsjahr 
auch eine Erwerbstätigkeit aufnehmen können. Vor diesem Hintergrund sei die Fortsetzung  
einer gemeinsamen Haftung für das Mietverhältnis nicht gerechtfertigt, so das OLG.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Beschluss vom 29.3.2021, 13 UF 2/21, PM Nr. 21/2021

NACHLASSVERZEICHNIS

Notar darf sich nicht nur auf Angaben des Erben verlassen
|  Der Notar, der ein Nachlassverzeichnis aufnehmen muss, ist regelmäßig auch verpflichtet, 
selbstständig die aufzunehmenden Gegenstände und Forderungen zu ermitteln. Ein Verzeich-
nis, das sich nur auf die Beurkundung von Angaben des Erben beschränkt, erfüllt die Anfor-
derungen nicht. So hat es das Oberlandesgericht (OLG) Celle entschieden.  |

Inwieweit der Notar bei Erstellen eines notariellen Nachlassverzeichnisses zur Durchsicht von 
Kontounterlagen verpflichtet ist, vor allem, um zu prüfen, ob im Verwendungszweck „Schen-
kung“ oder eine ähnliche Formulierung gebraucht ist, oder ob er die Kontoauszüge auf Auffäl-
ligkeiten überprüfen muss, die für eine Schenkung sprechen, lässt sich nur für den konkreten 
Einzelfall bestimmen. Im Streitfall ging das dem OLG etwas zu weit. Dass die Anforderungen an 
den Notar in solchen Fällen durchaus hoch sind, hat das OLG bereits früher entschieden, näm-
lich zu Nachfragen bei Banken oder Finanzämtern sowie zur Sichtung eines Bankschließfachs.

QUELLE  |  OLG Celle, Beschluss vom 25.3.2021, 6 U 74/20, Abruf-Nr. 222979 unter www.iww.de


